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Satzungsanderungsantrag
@Satzung OFinanzordnung OSchiedsordnung

O Wahlordnung O Geschaftsordnung

Themenbereich

Durchfihrung BuPas

Paragraph, Absatz |19 (1_3+7)

Gegenstand / Thema
(kurz, 1-2 Séatze)

Durchfiihrung von Bundesparteitagen, notwendige Anpassungen auf fir
Aufstellungsversammlungen / Regelung fir AuBerordentliche Parteitage verbessert.

Antragsteller
Vor- & Zuname

Mitgliedsnummer

Kontakt/Email

Begriindung

die GO.

Die Notwendigkeit zur Anderung der Absétze (1-3) ergibt sich daraus, dass fiir Aufstellungsversammlungen die Ladungsfrist eindeutig geregelt wird. Mit
dieser Erganzung werden die bisherigen Bestimmungen sinnvoll und lbersichtlich angeordnet und an die Erfahrungen der letzten 5 Jahre angepasst.
(1) Ladungsfristen werden an einer Stelle Ubersichtlich zusammengestellt. (2) Hier geht es um auf3erordentliche Parteitage; sollen weitere ordentliche
Parteitage stattfinden, ist in (1) bereits alles geregelt. Logischerweise muss es bei a) heilen: auf Beschluss des Bundesvorstands. (7) Anpassung an

Abstimmungsfahiger Wortlaut im Vergleich:

§ ALT

§ NEU

Geschéftsordnung des Bundesparteitages

(1) Der Bundesparteitag ist vom
Bundesvorstand mindestens einmal im Jahr
einzuberufen. Die Einberufung erfolgt unter
Mitteilung der Tagesordnung durch
Rundschreiben an die Mitglieder der Partei.
Die Einladungen zu ordentlichen
Bundesparteitagen sind unter Einhaltung
einer Mindestfrist von sechs Wochen
abzusenden.

(2) Weitere, ordentliche oder
aul3erordentliche Parteitage sind
einzuberufen

a) auf Antrag des Bundesvorstandes oder
b) auf Antrag von 10 Prozent der Mitglieder
(Anlehnung an § 37 (2) BGB).
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Durchfiihrung des Bundesparteitages

(1) Der Bundesparteitag ist vom
Bundesvorstand mindestens einmal im Jahr
einzuberufen (ordentlicher Parteitag). Die
Einberufung erfolgt unter Mitteilung der
Tagesordnung durch Rundschreiben an die
Mitglieder der Partei. Die Ladungsfrist
betragt mindestens

6 Wochen fur ordentliche Parteitage

2 Wochen fur aul3erordentliche Parteitage
4 Wochen fur Aufstellungsversammlungen.
Liegen Satzungsantrage vor, sind bei
Ladungen die Vorschriften von 827 zu
beachten.

(2) AulRerordentliche Parteitage sind
einzuberufen

a) auf Beschluss des Bundesvorstandes
oder

b) auf Antrag von mindestens 10 Prozent
der Mitglieder (Anlehnung an § 37 (2) BGB).
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Bitte per Email bis zum 9. Mai 2024, 23:59 Uhr, an antragskommission@diebasis-partei.de

Formularversion 4-20240526 - Antrag auf Satzungsanderung Bundesparteitag




Seite 2 - Antrag Satzungsanderung § 19 Ausschuss fiir Satzungsarbeit

Abstimmungsfahiger Wortlaut im Vergleich

§ALT

§ NEU

(3) Der Vorstand hat innerhalb von funf Werktagen
nach Eingang eines Antrags auf Durchfihrung eines
aulderordentlichen Parteitags einen auf3erordentlichen
Parteitag einzuberufen. Die Ladungsfrist dafir betragt
mindestens zwei Wochen. Der aufderordentliche
Parteitag hat innerhalb von vier Wochen nach
Antragstellung stattzufinden. Liegen zum Zeitpunkt der
Antragstellung satzungsandernde Antrage fir den
aulerordentlichen Parteitag vor, hat der
aulierordentliche Parteitag innerhalb von sieben
Wochen nach Antragstellung stattzufinden.

(7) Von den Verhandlungen des Bundesparteitages ist
eine Niederschrift anzufertigen, die von einem der
Bundesvorsitzenden und vom Protokollfuhrer zu
unterzeichnen ist. Ein Auszug mit dem Wortlaut aller
gefassten Beschlisse und dem Ergebnis der Wahlen
ist den Mitgliedern mitzuteilen.

(3) Der aulerordentliche Parteitag hat innerhalb von
acht Wochen nach Antragstellung stattzufinden.

(7) Von den Ergebnissen des Bundesparteitages ist
eine Niederschrift anzufertigen. Die Protokolle sind
nach dem Sitzungsende sofort zu erstellen, vom
Versammlungsleiter, dem Vorsitzenden und den
Schriftfihrern zu unterzeichnen und binnen 14 Tagen
allen Mitgliedern zuganglich zu machen.




	Themenbereich: Durchführung BuPas 
	Paragraph Absatz: 19 (1-3+7)
	Gegenstand  Thema kurz 12 Sätze: Durchführung von Bundesparteitagen, notwendige Anpassungen auf für Aufstellungsversammlungen / Regelung für Außerordentliche Parteitage verbessert.
	Antragsteller Vor  Zuname: 
	Mitgliedsnummer: 
	KontaktEmail: 
	Begründung: Die Notwendigkeit zur Änderung der Absätze (1-3) ergibt sich daraus, dass für Aufstellungsversammlungen die Ladungsfrist eindeutig geregelt wird. Mit dieser Ergänzung werden die bisherigen Bestimmungen sinnvoll und übersichtlich angeordnet und an die Erfahrungen der letzten 5 Jahre angepasst. (1) Ladungsfristen werden an einer Stelle übersichtlich zusammengestellt. (2) Hier geht es um außerordentliche Parteitage; sollen weitere ordentliche Parteitage stattfinden, ist in (1) bereits alles geregelt. Logischerweise muss es bei a) heißen: auf Beschluss des Bundesvorstands. (7) Anpassung an die GO.
	ALT: Geschäftsordnung des Bundesparteitages

(1) Der Bundesparteitag ist vom Bundesvorstand mindestens einmal im Jahr einzuberufen. Die Einberufung erfolgt unter Mitteilung der Tagesordnung durch Rundschreiben an die Mitglieder der Partei. Die Einladungen zu ordentlichen Bundesparteitagen sind unter Einhaltung einer Mindestfrist von sechs Wochen abzusenden.





(2) Weitere, ordentliche oder außerordentliche Parteitage sind einzuberufen
a) auf Antrag des Bundesvorstandes oder
b) auf Antrag von 10 Prozent der Mitglieder (Anlehnung an § 37 (2) BGB).
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	Datum9_af_date: 5/8/25
	Gruppe10: Auswahl1
	NEU: Durchführung des Bundesparteitages

(1) Der Bundesparteitag ist vom  Bundesvorstand mindestens einmal im Jahr einzuberufen (ordentlicher Parteitag). Die Einberufung erfolgt unter Mitteilung der Tagesordnung durch Rundschreiben an die Mitglieder der Partei. Die Ladungsfrist beträgt mindestens
6 Wochen für ordentliche Parteitage
2 Wochen für außerordentliche Parteitage
4 Wochen für Aufstellungsversammlungen.
Liegen Satzungsanträge vor, sind bei Ladungen die Vorschriften von §27 zu beachten.

(2) Außerordentliche Parteitage sind einzuberufen
a) auf Beschluss des Bundesvorstandes oder
b) auf Antrag von mindestens 10 Prozent der Mitglieder (Anlehnung an § 37 (2) BGB).
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